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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Aufnahmegesetzes 


A. Zielsetzung 

Die veränderten politischen Verhältnisse in der DDR und die nach 
Öffnung der innerdeutschen Grenze bestehende Freizügigkeit so- 
wie die angestrebte Wirtschafts- und Währungsgemeinschaft mit 
sozialer Sicherung rechtfertigen es, die Aufhebung des Aufnahme- 
gesetzes in die Wege zu leiten und die mit der Aufnahme verbun- 
denen Leistungen weiter anzupassen. 


B. Lösung 

Aufhebung des Aufnahmegesetzes (AufnG) und Änderung des 
Flüchtlingshilfegesetzes (FlüHG). 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der Bund wird durch die Aufhebung des Aufnahmegesetzes und 
die Beendigung von übersiedlerspezifischen Leistungen finanziell 
entlastet. Bei den Ländern und Kommunen werden Entlastungen 
eintreten, weil sich die Zahl der Übersiedler verringern wird. 
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Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. April 1990 

121 (312) - 830 00 - Ve 10/90 (NA 9) 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Aufhebung des Aufnahmegesetzes mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 20. März 1990 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Gegenäuße- 
rung der Bundesregienmg zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unver- 
züghch nachgereicht. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Aufnahmegesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 1 

Aufhebung des Aufnahme ge setzes 

Das Gesetz über die Aufnahme von Deutschen in 
das Bundesgebiet in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. August 1950 (BGBl. S. 367), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18. Februar 1986 (BGBl. I 
S. 265), und die Verordnung zur Durchführung des 
Aufnahmegesetzes vom 11. Juni 1951 (BGBl. I S. 381), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Februar 1986 
(BGBl. I S. 265), werden aufgehoben. 


§2 

Übergangsvorschriften 

Personen, die vor dem Tag des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes ihren ständigen Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich des Aufnahmegesetzes genommen haben, kön- 
nen einen Antrag nach § 1 Abs. 1 des Aufnahmege- 
setzes in Verbindung mit § 8 der Verordnung zur 
Durchführung des Aufnahmegesetzes innerhalb einer 
Frist von drei Monaten seit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes stellen. Das Verfahren richtet sich nach den 
bisher geltenden Vorschriften. Satz 2 gilt auch für 
Verfahren, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
nicht abgeschlossen sind. 

Artikel 2 

Änderung des Flüchtlingshilfegesetzes 

Das Flüchtlingshilfe gesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Mai 1971 (BGBl. I S. 681), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni 1985 
(BGBl. I S. 1144), wird wie folgt geändert: 


1. In § 1 Abs. 1 werden nach den Worten „Besetzung 
des Schadensgebietes" die Worte „und vor dem . . . 
(Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes)" einge- 
fügt. 

2. § 20 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 92 des Bundesvertriebenengesetzes ist auf 
Berechtigte nach Abschnitt I sinngemäß anzuwen- 
den. Hierbei bleiben der in § 1 Abs. 1 Satz 1 be- 
zeichnete Zeitpunkt sowie § 1 Abs. 1 Satz 3 außer 
Betracht. " 

Artikel 3 

Änderung der 2. LeistungsDV-IA 

Die Zweite Verordnung über Ausgleichsleistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz in der Fassung vom 
19. Dezember 1968 (BGBl. I S. 1395, 1398), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 26. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1275), wird wie folgt geändert: 

In § 1 Abs. 2 Nr. 1 werden nach den Worten „im An- 
schluß daran" die Worte „vor dem . . . (Tag des In- 
krafttretens dieses Gesetzes)" eingefügt. 

Artikel 4 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeiner Teil 

1. Seit Kriegsende haben rund 4,5 Mio. Deutsche die 
DDR verlassen. Sie flohen — oft unter Lebensge- 
fahr — vor einem Regime, das Freiheit und Men- 
schenrechte nicht achtete. Sie fanden eine neue 
Heimat in der Bundesrepublik Deutschland. Das 
früher Notaufnahmegesetz genannte Aufnahme- 
gesetz und eine Reihe von Eingliederungsleistun- 
gen trugen wesentlich dazu bei, daß diese Men- 
schen möglichst rasch in das wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Leben eingegliedert werden 
konnten. 

2. Von 1980 bis 1988 kamen jährhch zwischen annä- 
hernd 13 000 und rund 40 000 Übersiedler zu uns. 
Die Veränderungen in Ungarn, der Tschechoslo- 
wakei und Polen sowie der Fall von Mauer und 
Grenzsperren führten dazu, daß im Jahre 1989 die 
Zahl der Übersiedler sprunghaft auf fast 344 000 
anstieg. 

In den zurückliegenden Wochen kamen noch über 
2 000 Personen täglich in die Bundesrepublik 
Deutschland, weil sie noch kein Vertrauen in die 
Entwicklung der Lage in der DDR haben. 

3. Im Einvernehmen mit den Ländern und kommuna- 
len Spitzenverbänden wurde bislang das bewährte 
Aufnahmeverfahren für Übersiedler beibehalten, 
um vor allem die Kommunen vor einem ungeregel- 
ten Zustrom der Übersiedler zu bewahren. 

Inzwischen zeichnet sich ab, daß schon jetzt Über- 
siedler sich hier nach Arbeit und Wohnung Umse- 
hen, bevor sie ihre Familien nachholen. 

Auch ist zu erwarten, daß nach den ersten freien 
und demokratischen Wahlen in der DDR und auf- 
grund der angestrebten Währungs- und Wirt- 
schaftsgemeinschaft einschließlich ihrer sozialen 
Absicherung die Menschen in der DDR ohne 
Furcht an der Verwirklichung einer freiheitlichen 
Demokratie in ihrer Heimat mitarbeiten und auf 
eine Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage rech- 
nen können. 

Diese Entwicklung rechtfertigt es, die Aufhebung 
des Aufnahmegesetzes und der dazu ergangenen 
Durchführungsverordnung zum 1. Juli 1990 vorzu- 
sehen. Dann ist ein besonderes Aufnahmeverfah- 
ren entbehrhch. Die Freizügigkeit wird hiervon 
nicht berührt. 

4. Neben der Vorbereitung der Aufhebung des Auf- 
nahmegesetzes werden Regelungen zur Beendi- 
gung spezifischer Leistungen für Übersiedler nach 
dem Flüchthngshilf ege setz und für vergleichbare 
Leistungen aus dem Härtefonds des Lastenaus- 
gleichs getroffen. 


Einhergehend damit wird die Bundesregierung Re- 
gelungen zur Beendigung von auf Richtlinien beru- 
henden Leistungen für Übersiedler vorbereiten. 


IL Besonderer Teil 

1. Artikel 1 

Zu§l 

Die Bestimmung regelt die Aufhebung des Aufnah- 
megesetzes und der dazu ergangenen Durchfüh- 
rungsverordnung. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entfällt für 
Deutsche aus der DDR, die nach diesem Zeitpunkt 
zuziehen, das in § 1 vorgeschriebene Verfahren mit 
der Folge, daß es für sie der in § 1 bezeichneten Er- 
laubnis nicht mehr bedarf, sie sich nicht mehr in einer 
dafür bestimmten Aufnahme stelle zu melden haben 
und für sie kein Aufnahmeland mehr durch den Be- 
auftragten der Bundesregierung bestimmt wird. 


Zu §2 

Die Übergangsvorschriften sichern die Abwicklung 
der bei Aufhebung des Aufnahmegesetzes vorliegen- 
den und noch zu erwartenden Anträge von Antrag- 
stellern, die sich zu diesem Zeitpunkt bereits im Bun- 
desgebiet befinden. 


2. Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Aufgrund der Freizügigkeit beim Zuzug in die Bun- 
desrepublik Deutschland können kaum noch Schäden 
im Sinne des Rüchtlingshilfegesetzes entstehen, weil 
die tatsächlichen Voraussetzungen hierzu nicht mehr 
gegeben sind. 


Zu Nummer 2 

Es ist notwendig, die Vorschriften über die Anerken- 
nung von Prüfungen gemäß § 92 Bundes vertriebe- 
nengesetz für Übersiedler bis zu einer anderweitigen 
Regelung aufrechtzuerhalten. 


3. Artikels 

Folgeänderung aus Artikel 2 (Wegfall von Leistungen 
aus dem Härtefonds nach § 301 Lastenausgleichsge- 
setz). 
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4. Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

5. Artikel 5 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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